
LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN 
18. Wahlperiode 

 

Drucksache  18/20965 

 25.08.2026 
 

Datum des Originals: 25.08.2026/Ausgegeben: 31.08.2026 

 

 
Antwort 
 
der Landesregierung 
 
auf die Kleine Anfrage 8431 vom 16. Juli 2026 
der Abgeordneten Christina Weng   SPD 
Drucksache 18/20567 
 
 
Gewalt gegen Gesundheitspersonal in Nordrhein-Westfalen – Welche Entwicklungen 
gab es seit der Beantwortung der Kleinen Anfrage 6461? 
 
 
Vorbemerkung der Kleinen Anfrage 
 
Mit Antwort auf die Kleine Anfrage 6461 (LT-Drs. 18/16246) hat die Landesregierung verschie-
dene Maßnahmen zum Schutz von Beschäftigten im Gesundheitswesen dargestellt. Gleich-
zeitig wurde darauf verwiesen, dass das Landeskriminalamt Nordrhein-Westfalen prüfe, ob 
Straftaten gegen Gesundheitspersonal künftig gesondert in der Polizeilichen Kriminalstatistik 
erfasst werden können. Vor dem Hintergrund anhaltender Berichte über Gewalt gegen Be-
schäftigte im Gesundheitswesen besteht weiterhin ein erhebliches Interesse daran, welche 
Fortschritte seit der Beantwortung der Kleinen Anfrage erzielt wurden und ob sich die Daten-
grundlage sowie die Schutzmaßnahmen verbessert haben. 
 
 
Der Minister für Arbeit, Gesundheit und Soziales hat die Kleine Anfrage 8431 mit Schreiben 
vom 25. August 2026 namens der Landesregierung im Einvernehmen mit dem Minister des 
Innern und dem Minister der Justiz beantwortet. 
 
 
1. Wie viele Gewalttaten gegenüber Gesundheitspersonal sind der Landesregierung 

in den ersten beiden Quartalen 2026 bekannt geworden? (bitte nach Art der Tat, 
Einrichtung und Zeitpunkt im Verlauf aufschlüsseln)  

 
Eine Beantwortung der Fragen ist weder auf Grundlage der Polizeilichen 
Kriminalstatistik Nordrhein-Westfalen noch auf Grundlage des Vorgangsbearbeitungssystem 
ViVA möglich, da „Gesundheitspersonal“ derzeit nicht als auswertbare Personengruppe er-
fasst wird. 
 
 
2. Zu welchem Ergebnis ist die Prüfung des Landeskriminalamtes gekommen, Straf-

taten gegen Gesundheitspersonal künftig als eigenständige Opferspezifik in der 
Polizeilichen Kriminalstatistik zu erfassen?  

 
Die Ständige Konferenz der Innenminister und -senatoren der Länder (IMK) fasste in der Früh-
jahrssitzung vom 17. bis 19.06.2026 in Hamburg zu TOP 42 (Straftaten gegen Beschäftigte in 
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Einrichtungen der Gesundheitsversorgung; Einführung weiterer Erfassungsparameter in der 
Polizeilichen Kriminalstatistik (PKS)) folgenden Beschluss:  
 
„[…] 
3. Sie [Anm.: die IMK] beauftragt den AK II, unter Beteiligung der zuständigen Kommission 
PKS, die erforderlichen Maßnahmen zu ergreifen, um eine differenzierte Erfassung – insbe-
sondere in Bezug auf die Betroffenheit von Opfern in den unterschiedlichen Einrichtungsarten, 
wie Personal in Krankenhäusern/Kliniken – in der PKS schnellstmöglich zu realisieren und der 
IMK zur Herbstsitzung 2026 zu berichten. 
[…]“ 
 
Das Landeskriminalamt des Landes Nordrhein-Westfalens erarbeitet derzeit im Rahmen einer 
Bund-Länder-Projektgruppe die Anpassung des PKS-Kataloges „Opferspezifik“ zur Erfassung 
von medizinischen und pflegerischen Berufen in der Polizeilichen Kriminalstatistik. 
 
 
3. Welche konkreten Maßnahmen wurden seit der Beantwortung der Kleinen Anfrage 

6461 im Rahmen des Runden Tisches „Gemeinsam gegen Gewalt und Diskrimi-
nierung von Beschäftigten im Gesundheitswesen“ beschlossen beziehungsweise 
umgesetzt?  

 
Der im Juni 2024 durch das Ministerium für Arbeit, Gesundheit und Soziales gegründete 
Runde Tisch „Gemeinsam gegen Gewalt und Diskriminierung von Beschäftigten im Gesund-
heitswesen“ ist eine von verschiedenen Maßnahmen der Landesregierung, um das Personal 
im Gesundheitswesen zu schützen. In den auf Initiative der Beteiligten etablierten und eigen-
ständig organisierten Netzwerktreffen und Arbeitsgruppen werden konkrete Handlungsmaß-
nahmen von den Akteuren selbst erarbeitet und anschließend im vom Ministerium für Arbeit, 
Gesundheit und Soziales einberufenen Runden Tisch vorgestellt. Der Teilnehmerkreis der 
Netzwerktreffen und Arbeitsgruppen entspricht dem des Runden Tisches, anlassbezogen er-
gänzt durch weitere Fachexpertinnen und -experten der vertretenen Institutionen. 
 
In der am 16. September 2025 stattgefundenen Sitzung des Runden Tisches wurden die 
Sachstände der Arbeitsgruppen (AG) „AG 1: Meldewesen/Datenlage“, „AG 2: Gewaltschutz 
als Managementaufgabe: Prozesse und Qualitätskriterien“ und „AG 3: Ressourcen, Synergien 
und Übertragbarkeit (Metaanalyse)“ präsentiert und gemeinsam diskutiert. Konkret befasst 
sich AG 1 aktuell mit Meldesystemen im Gesundheitswesen. Hierzu wurden beispielsweise 
bestehende Meldesysteme hinsichtlich ihrer Eignung für ein flächendeckendes Meldesystem 
von Gewalt- und Diskriminierungsvorfällen in Nordrhein-Westfalen durch die Akteure geprüft. 
Dies betrifft u. a. die Meldesysteme Critical Incident Reporting-System (CIRS) der Bundesärz-
tekammer und das im Rahmen eines Projektes umgesetzte Innovative Melde- und Erfassungs-
system Gewaltübergriffe (IMEG) inklusive angebundenen Nachsorge- und Unterstützungs-
maßnahmen. Beide Systeme setzen an unterschiedlichen Stellen an und ergänzen sich für 
die Fragestellungen des Expertenkreises.  
 
Zusätzlich wurde die Forderung nach einer Stärkung des strafrechtlichen Schutzes von medi-
zinischem Personal vom Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz aufgegrif-
fen. Diese findet sich nun in einem Referentenentwurf des Gesetzes zur Änderung des Straf-
gesetzbuches wieder. Der Entwurf sieht insbesondere die Einführung eines neuen 
§ 116 StGB-E („Widerstand gegen oder tätlicher Angriff auf weitere Personen, die eine dem 
Gemeinwohl dienende Tätigkeit ausüben) vor. Die vorgesehene gesetzliche Änderung würde 
den strafrechtlichen Schutz von Beschäftigten im Gesundheitswesen somit weiter stärken.  
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4. Welchen aktuellen Bearbeitungsstand hat die „Studie zu Rassismus und  
Antisemitismus gegenüber Beschäftigten im Gesundheitswesen in  
Nordrhein-Westfalen“ bzw. wann rechnet die Landesregierung mit ihrem Ab-
schluss inkl. der Veröffentlichung der Ergebnisse?  

 
In einer am 3. Februar 2026 stattgefundenen Sondersitzung des o. g. Runden Tisches wurden 
– wie im Rahmen der Kleinen Anfrage 6461 (Landtagsdrucksache 18/16246) angekündigt – 
die im Rahmen der Studie bis dahin gewonnenen Erkenntnisse vorgestellt, gemeinsam mit 
den anwesenden Expertinnen und Experten diskutiert und anschließend dokumentiert: Nach 
Präsentation der Kernergebnisse des zum damaligen Zeitpunkt vorliegenden Zwischenbe-
richts führte das mit der Studie beauftragte Institut mit den anwesenden Akteuren Fokusgrup-
peninterviews durch, um mit diesen die bisherigen Ergebnisse weiter zu vertiefen. Darauf auf-
bauende, im Frühjahr 2026 durchgeführte Experteninterviews rundeten den qualitativen Erhe-
bungsteil der Studie ab. 
 
Der zusammenfassende Abschlussbericht wurde dem Ministerium für Arbeit, Gesundheit und 
Soziales fristgerecht im Juni 2026 vorgelegt und wird derzeit durch die Fachabteilung formal 
abgenommen. In einer für Oktober 2026 vorgesehenen Sondersitzung des o. g. Runden Ti-
sches sollen die Gesamtergebnisse vorgestellt werden. Nachfolgend sollen die Ergebnisse 
der Studie publiziert und u. a. der Ausschuss für Arbeit, Gesundheit und Soziales unterrichtet 
werden. 
 
 
5. Welche finanziellen Mittel hat die Landesregierung seit der Beantwortung der  

Kleinen Anfrage 6461 zusätzlich für Maßnahmen zur Gewaltprävention oder zum 
Schutz von Beschäftigten im Gesundheitswesen bereitgestellt?  

 
Den Krankenhäusern stehen Mittel aus der Pauschalförderung zur Verfügung, die ab dem 
Jahr 2023 auf insgesamt 765 Millionen Euro jährlich erheblich erhöht wurden. Aus diesen kön-
nen auch bauliche Maßnahmen zur Gewaltprävention finanziert werden. Darüber hinaus wur-
den seit der Beantwortung der Kleinen Anfrage 6461 keine zusätzlichen Mittel für Maßnahmen 
der Gewaltprävention bereitgestellt. 


